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Republik Österreich 
DER BUNDESKANZLER 

ZI.230309-PrM/71 
Parlamentarische Anfrage 
Nr.530/J an den Bundeskc4'1zler, 
betreffend di.e Durchführung 
der Regierungserklärux.l(?; vom 
270 April 1970 

An den 

XII. Gesetzgebr :lgsperiodc 

54'cI / A,B. --------
. ZU . .:;-30/ J. 
Präs. ~mu __ ~' M a.i1971 

'")7 (... . 

Präsidenten des Nationalrates 
DiploIng.Karl WALDJ3HUNNER 

1010 

April 1971 

Die Abgeordneten zum Nationalrat SPIELBUCHLER, KOßTROUN, 
~HALHAf11V1ER und Genossen haben am 100 März 1971 unter der Nr.530/J 
an mich eine Anfrage, betreffend die Durchführunß der Regierungs­
erklärung vom 27. April 1970, gerichtet, welche folgenden Wort­
laut hat: 

"In der Sitzung des :Nationalrates vom 17. Februar haben 
Abgeordnete der ÖVP an die Mitglieder der Bundesregierung An­
fragen betreffend die Durchführung der Regierungserklärung vom 
27. April 1970 gerichtet. Dabei wurde versäumt, diese Anfrage auch 
an den Herrn Bundeskanzler zu ri.chtEm .. 

Da die unterzei.cfu"leten Abgeord.neten der Ansicht sind, daß dem 

Herrn Bundeskanzler - in gleicher V/eise wie .den übrigen Hegierungs-
- . 

mitgliedern - die Gelegenheit über die Erfolge der bisherigen 
Regierungstätigkeit zu berichten außerordentlich willkommen, richten 
die unterzeichneten Abgeordneten an den Herrn Bundeskanzler die 
nachstehende 

A n fra g e : 

Inwieweit wurde das von Bundeskanzler DroKreisky am 

240 April 1970 vorgetragene Programm der Regier1.L'1g, so',vei t es 
Ihr Ressort betrifft, berei. ts durch konkrete Ivlaßnahmen ver­
wirklicht ?" 
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Ich beehre mich, diese hlfrage wie folgt zu beantworten: 

Zunächst möcht;~) iGh. d.fJrEl.Uf hinweisen, daß meine Antwort 

auf die oben bezeic:hnete parlamentarische Anfrage nicht zur 

G~3.llze der vorgegebenen Reihenfolge der RegierUJlgserklärung 

folgt, sondern aus tedmischell Erwägungen geringfügig anclers 
~"lln")">ha,,-j~· "nl"'(;!<~ "ren' e,~>c··'·'·-·bK., d·.!e ~~r')""'''''''r''en;;en 'f:r€"~re'" l11--.g"'clrdl·l Ai-o.n (AL . bt~ u .... t v " ..... <. '"'- c.,..t _ ..... ~,,-,-v.... . ... 1, 0>. ' .... J. db " .• ~L .l .;. ;.1. ~J. ~1.U '-' ...... _ •. r '" s 

h:Lef'ür Versti:iJlClrüs zu haben und d.arf nunmehr auf einzelne mein 

:ReSSO:l"!i betreffende Punkte der von m.ir abgegebenen HegierUJlgs-

erklärung eingeheuq 

Zu jenen Pragen, deren Priorität in der Regi.erungserk.lärung 

'V' t·l· ·\rrl·,:>~·(·n:'\r()rgehobün vlurde, gehörte eine Hef·orm des Vlcuürechtes .. In der • a l.J..rt., .. , ... , ..... ," '. 
reform '(' RegierungserklärU11g hei.ßt es dazu: 

Ililie Bundesregierung vlird Verschläge aus verschiedenen polit:i-c 

sehen J~ager.n. aufgreifen, deren gemeinsames Ziel es ist) ein ge-

:cue.b.te:res .Ermittlungsverfahren .. ~f' ::~ 11 scnal. . en und gleich2;eitie; 
,.::t,' ,:.=. . .,"'... ",", ~ ~r'. (,"'" ;~ ,..~~"'t -"'L"''''I }" C:~"'='" T\iT a'; 0""'" 1'Y'1 .'Y" Cl'" c.' ,,, ~'"\r ~-l"l 1 '".,. .... c~ ··f" ; 1. ~1" , .. ' ....... 1:/t.",~ ,.).,/.1.1 ....... \" ... 1 .• ',.\'. ':"":'-"Ö"''-U.f.::' ' .. ;~, i'dd .. ".d .. ~ • .),.>.A., 

.KandiCtaten besseT' entsprechen zu können.", 

m.öglic:h 8ein~ darm hat die ßundesree;ie:ctil'1g die Absicht ,Maß-

:nal:t!n~)n vorzußGhlagen, die im Rahmen j(,;S A.rtikels 26 der Bundes-

:;.arm Z:l.el.e ha.be:n. 

Im Sinne der Regierungserklärung; hG.t die Bu.nclesreg:i.erung 

am 13" Oldober 1970 dem. Nationc:ürat elen Ent\vt:lxf für ein Bund.eE-' 

verfassungsgesetz , mi t dera Bestir.nm1.mgen des Bundesverfassu:ngs-~ 

gesetzeß über die 'Nahl des Nat';lonalrates abgeändert werden 
( .~ 7 (J .. 1 C'"'' ""':).~ i ' ...,. ,,,~.,p. '1.' ")' t-~ 0'" ~",.. r~ 0 ':t },). "1" I ~ ... ". l'''' r .-j .... v' "'" 'T ....... t ~"~ ,')' "~l >~] .. ~".,,). ,,}. "\"'" S"J. '1+- /i' <~ '. !ju Ll '.<. l)~~_ . .i."OÖ.;.c. ...., "Jlt~ ~,.lE, ,eblt .. "Lt .... lt.::vlff..' ..... clt'.,(, t ..... [: .••. "' ... , . .1 .. ". ~ .. C 

Veri'assune;sänderUl1.g aufbauenden neuen r:rat;:i.o.nal.rats\vahlordnung 

(1~9 der BA~la~en1 vor~Gl.-gat '1,...,. .• ...... ...:. .. , D J 0""" -t.:.) ~ 

Diese Hegierungsv'orlagell hat;ten üine Anderung der Be­

stjilImmngen über die Wahl des .N<,J.tionaly.'at~es in der }üch.tung ZUl'D. 

2:1.e1, daß jedes Bund.esland. einül1 'N':Ü.l.lkrci::;::: b:.U.det;? d.as 13undes-· 

g!:biet als Wahlgebiet geltm:" l1.:c.d jecle we.hlv .. 'erbel1de F::-u:'te1 

.für 25 .. 000 auf sie entfallende: Stil1'.J1H"L. ein Mandnt; erhHlten 

solltee 
Der VerfaSSUIl.gsausschu.ß hat 1~U~.T.' Vorbera,tu.I1[-!; diese.r He<­

gie:L'UJ."1gsvorlagen am 30. Ck{iObe.::L,/19?Oe).xH,)!1 UX'.teraUSi3C':W.ß 

.. 518/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)2 von 30

www.parlament.gv.at



eingesetzt. In diesemUnterausschuß konnte jedoch über die zur 

Beratung stehenden Vorlagen keine einhellige Auffasstmg er-
ziel t werden; eine v(:~rfa;;:,i::;ungsändernde Mehrheit war somit nicht 

gegeben. Es war also jener Fall eingetreten;fUr dessen Vorliegen 
düc; Bur.tdesrs,?;i.erung Jn der Regi.erungserklärung gleichfalls eine 

L,ösung im Hahmen des J\::C't.. 26 der Bundesverfassung angekündigt. 

hatte" 
Aus dle.'3·em GT'und wurde di.e eingangs ~rwähnte Regisrlmg;;:;-· 

vorlage NI'. 1:38 der BeLLagen zurUclcgezogen und eine Lösung 

EJ.ngcs.trebt. .. dle sich e1n ger·ec01..l'.:res Ermj,t'clungsverfahren ,zum 

Ziele setztf~ $ 

In der Sitzung des Verfassungs ausschusses des National­

j~'ate~, vom 21.~ .l~'ovemb~.:;r 1970 'fanden VorschUige dle Zustimmung' 

der Mehrheit dieses Ausschusses, die folgendermaßen umschrie-

1.) Eine EJntE: 11 u:ng des Bundesgebietes :1.n neun 'WahJ.k.:cetse statt 

b:l.sher 25. 

~n Die Zusammenfa,sßung dieservlahlkreise 1n 2~Yall,lkre:Lsver'b;:i.D.den 

statt bisher 4 Wahlkreisverb~nden. ' 
_

"~"'I E,'l.·p.p hlf~uJf_'a~~'..t-I-lg" _ 1 _ ~_ ~~, _ der Bestimmungen über die Ermittlung der 

Wahlzahl" 

lj.) Eine Erhöhung der Zahl der Abgeo:r'dneten von 16~S auf lH~)" 

:3) Eine Neukonstrü1r.t.::Lon der HahJ..aussch.l:'Leßungsgründe :::;cM1e eine 

b'~.) 1'")'1.''''' M'r'C'etzll"'lO' O",c'8' <:""""Y"t'~rla'''''''''-e'!'''' 1! q e"ll-lcr"s . . ("" ~ ~ ". .a.JC:.) "-_ 0.. o"')e.~ ~~ . .L •. t . ..!..1J.I.. .. ... 1 J" ~ ... '_1. .c. .... und Streichens 11 durch . 
die Einführung einer Vorzugsstimme. 

Die Vorschläge des V~rfassungsaus6chusses fanden auch 1m 
Plenum de~:: Na.t,!,onalrrJ.b::s sO\.~Jle :im BUJ:.1I::l8srat eine l\1eh.rheit und 

'i!V\.:.ccden als Bunde,sgeset:z: vom 27,:NovembEn" 1970 über d.1E: Wa.hl 

Durch dü~se Heform der" t':;,~_'l.t.ionalra,t':l:wn:J,hlol'dnun.g tst somit 

e '.in r"oLl""S' ~ll"'B r C· ]""~'··lc·,·,,,,·~·l .. n·1 "''-1'':'''' i .t;' ..., I l-:.... I',c .. " a .. 1 ,.~d..,.:. t .. Cl.I'.s.l (~ .1. ,.J.. a<:: ._. 

Parteien sichergestellt worden. 
für alle wahlwerbenden 
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Forderune;spro­
(jrB. 'l1TIl der Blli"l­
desländer. 

- 4 -

IL der Regierungserklärung heißt es weiter: 

IlTLe Billldesregierung verfolgt mit besonderer Auf-

. merksaIl.·cei t jene großen Veränderungen, die sich auf dem 

Gebiet des Informationsv.,resens lmd der Publizistik y011-

ziehen." 

In diesem Zusrunmenhang ist die im .Jahr 19170 erst-. 

mals gewähl te Vorgangsweise bei. der Bestclllmg der fünf 

Virilisten im Aufsichtsrat der Österreichischen Hundfunk 

AG. zu nennene In der Vergangenheit hatte der Bundes- . 

kanzler diese Ernennungen auf Grund ·'I1on·Dreiervorschlä~ 
. . 

gen der intere ssierten Org81lisationen vorgenommeno 

Diesmal habe ich mir diese Vorschläge auf breitest mög­

licher demokratischer Basis erstatten lassen •. Sohaben 

beispielS\veise 2700 Wissenschaftler und mehr als 3900 

Künstler an der Erstellurlg der Ernennungsvorschläge 

für die Vertreter der Wi.ssenschaft und der Kunst im Auf­

sichtsrat des ORF teilgenom.r:J.en. 

In Verfolg der Ausführun.t~en. der Hegierungserklärung, 

denen zufolge sich die Bundesregierung um eine ~ute 
. . 

Zusammenarbeit Z1.vischen dem B1l..'1.d, den J.Jändernunc1 den 

Gemeinden auf der Basis des bundesstaatlichen Prin.zius ----- ~ 

bemüht ·wird, hat die BundesregierlL."'1g das von den Lru1dern 

einstitlIIlig vorgelegte erwei ter:-e Fo:r..9:?r1.1.ngsprogranun der 

Bunde sländer zum .An.laß genommen, um die Möglichke i ten 

der Verstärkung des Zusfl.mmenwirkens zwischen BUl'ld, LäD.­

dern illld Gemeinden; insbesondere unter dem Gesichtspunkt 

des in dBr Staat~rechtslehre ausgeprägten Begriffes des 

kooperativen Bundesstaates in die'· Tat umzusetzen. 

Das Forde rtill[;SprO gramm der Bundesländer wird derzeit 

von der Bun.desregierung gerade u.uter diesem Gesichts­

punkt analysiert, nachdem vorbereitende Gespräche 

auf Beamtenebene, zum Teil innerhalb der Bunde'sr:linisterien, 

zum Teil zwischen den B1ll1desministeI'ien u .. Yld bec.unteten 

Organen der Länder stattge'fu.n.den haben o 
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Das Forderungsprograrnm wird auf der Tagesordnung 
der Landeshauptm~ntierkonferenz stehen, die am 18. Mai 1971 

in Salzb-urg stattfindet ,und bei der ich Gelegenheit 
haben werde, ,d i.e, s . e .,' F r.ageIl' mit den Landeshaupt­
männern zu besprechen~ 

Die einzelnen Mitglieder der Bundesregierung werden 
sodann die zur Verwirklichung der einzelnen Punkte des 
Forderungsprogramms not\vEmdißen Gesetzentvrürfe der 
umfassenden Begutachtung zuführen. 

Die Arbeiten an der Neukodifikation der ~erfassungs­
rechtlich gewährleisteten Grund-· .und Freiheitsrechte 
sind seit Beginn der Tätigkeit der im Amt befindlichen 
BundesrE~gierung ohne Unterbrechung fortgesetzt worden. 
Dies gilt insbesondere für das zur Vorbereitung ,einer 
solchen Neufassung seitl~ngerer Zeitgehildete EJ~erten­

kollegium zur heuordnung der Grund-- unri Preihei tsrechte. 
'Allerdings muß man sich der Schwierigkeit dieses Vor­
habens bev'lußt sein~ wenn man sich vor Augen h~üt, c1a11 die 

verschiedenen Betrachtungen von verschiedenen gesell­
i::lchaftspoli t:i.sehen 8t andpunkten aus nach Möglichkeit 

auf einen Nenner gebracht werden sollen~, um die für eint: 

verfassungsgesetzlichet:Iaßnahme erford.erlich qualii'i·· 
zierte Mehrheit im Nationalrat finden zu können. 

. . . 

Zur Erfüllung des Punktes der Regierüngserklärung; in 
dem ich ausgeführt habe, daß die Bundesregierung·die 
Volksv'ertretung einladen ~lird in Vlei terentwicklung des 
in der Verfassung verankerten Petitionsrechtes eine 
Anwaltschaft; öffentlichen Rechts zu. sC112fi'en, wobei der ------,-- _ ........ ~---... . 

Bundesregic:Jruug die Schaffung eines Kollegialorgans vor·­

schwebt~ habe ich am 10~li'eber ds~J'. den Entwurf eine~3 

BundesvGrfassungsgeset zes, das diesen Gegenstand be-­

handelt ~ . einem breiten Beg;u.tachtungsverfahrenzugei'ührt 

und auch durch Auflegung des Gesetzentwurfes in der 
Österreichischen Steatsdruckerei der breiten öffentlich-
keit die Möglichkeit er~ffnet, sich kostenlos Kenntnis 
von diesem Vorhaben zu verschaffen und ~einun~en hiezu 

. ~~ 

zu äußern. Das Begutachi.Jun(?;sverfahl'en ist; de::czei t 
noch im Gange und auf einen breiteren Kreis erstreckt 
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worden; als dies sonst bei verfassungsgesetzlichen Vorlagen 
der Fall war. Mehr als "11,,000· Stück des Gesetzentwurfes 
sind bisher von der Staatsdruckerei auf Verlangen an 
Interessenten abgegeben worden. 

Der mit UlIlfangreichen Brläutertmgen. versehene Gesetz­
entwurf sieht die Einführung.einer Schutz.einrichtung für 

den Staatsbürger vor,. die dem "0mbud.smaI1:i! der skandinavischen 
Staaten verwandt ist. Trotz der Gleichartigkeit des der .2;in­
richtUlfg zugru.rldeliegenden Schutzgedankens i.st der im Entwurf 

~ . 

vorgesehene Ombudsman - eigentlic.h ein "Ombudsrat" - keine 
übernahme ausländischer Vorbilder, sondern eine auf die be­
son.deren Verhältnisse Österreichs als typi.scher Verwal tuugs.­
staat abstellende. Neuschc5pfung .. 

Die itBU11de~YEwal tu..'1g§.amval·~sc4§f.~n (BO die vorläufige 
Bezeichnung; die Zweckmäßigkeit dieser Ben.ennung wird im Be­
gutachtungsy·erfahren noch genau geprüft werden) ist, ein .kleines 
und daher rasch entscheidungsfäh~ges Gremium, das auf Grund 
von Vorschlägen der Fraktionen des Nationalrates gebildet 
wird. Bei den gegenwärtigen Verhältnissen würde sich die 
Bundesverwaltungsanwaltschaft aus je einem yon der SPÖ, der 
fJvp und der FPÖ entsendeten Mitglied sowie .. ebensovielen 
Ersatzmitgliedern zusammen~etzen.Diese Mite;lieder müssen 
aber keineswegs Abgeordnete seino Si.e entscheiden mit ei.n­
facher Mehrheit. Die vorbereitenden Arbeiten werden von Parla­
mentsbeamten geleistet. 

Der Aufgabenbereich der Bundesverwaltungsanwaltschaft 
erstreckt sich auf die Bundesvervwlt1.mg. Die Anwaltschaft 
kann von jedermann.unmittelbar angerufen werden .. In den 
li'ällen, in denen sie angerufen wird, steht ihr ein umfas­
sendes Einschaurecht in die Vervmlt1.ffig, vor all.em die Ein­
sichtnallille in alle VerVlaI tungsakten,zu; sie kann die Organe 
der Bundesverwaltung zur Berichterstattung auffordern. Die 
Bundesverwal tungsanwal tschaft k'?".lln j eden Einzelfall der 
Bundesverwaltung überprüfen, dem zU8tfu~digen Bundes­
minister ihre Auffass'tmg hierüber mitteilen 
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und dem Nationalrat berichten. Sie ist verpflichtet~ solche 

Berichte an den Nationalrat mindestens zweimal jährlich zu 

erstatten. 

Eine Schutzeinrichtung für den Staatsbürger könnt~ je­

doch ihren Aufgaben praktisch nicht vollkommen gerecht werden, 
wenn sie nur Empfehlungen erstatten kann. 

Die Aufgabe der neu zu schaffenden Anwaltschaft soll' es 

in erster Linie sein, Rechtsschutz auch dort zu vermitteln, 

''10 aus formellen Gründen ein trätigwerden der ber~ tehenden 

Rechtsschutzeinrichtungen nicht oder ,nicht mehr möglich ist. 

Dies gilt insbesondere für die Bereiche der VervJa1.tung des 

Bundes, in denen der Bund als Träger von Privatrechten auf·· 

tritt. 

'Da der Bundesvervmltungsanwaltschaft ke:tnem,:egselne 

BevcY'ITIunciung des Einzelnen zugedacht ist, soll sie nur auf' 

Grund einer an den Nationalrat gerichteten Petition tätlg 

\'lferdeno Damit vv.ird das Prinzi.p der Kontinuität gewahrt und 
das heute v;enig praktikable Petitionsr'echt, ausgesta,1 tet. 

Deshalb ist dIe Bundesverwal tungsanwal tschaft mit lunfassenden 

Rechtsschutzbefugnissen ausgestattet. Diese Befugnlsse hat 

die Bundesven'lfal tungsanwal tschaft aber nicht als eine 
ilÜberkontrollinstanz 11 sondern in vollem Einklcmg m.i t den 

bestehenden Einrichtungen der Rechtskontrolle. vor allem dem 

Verfassungsgerichtshof tl,nd dem VeY.'wal tungsgerichtshof, aus­

zuüben.Jedem StaatsbUrgermuß. es vorbehaJ.:tL~los selbst übsr­

lasse,I1 bleiben, in selbstverantv,rortlicherHeise seine Rechte 

gegenüber den Verwal tungsbehörderl zu wah:C'Cl'l. Pralct.isch gibt 
es jedoch nicht selten Fälle, in denen der Staatsbürger eine 

unrichtige Entscheidung einer Behörde akzeptiert 6der sich 

mit ihr abfindet, weil er über die einschlägigen gesetzlichen 

Bestimmungen nicht Bescheid weiß~ weil er ein ihm zustehendes 

Rechtsmittel nicht ergreiftusw. Er bemerkt vielfach erst zu 

spät, daß er die sachgerechte Wahru:ng sei.ner Hecht.e verab­
säumt und hiedurch - mitunter sehr erhebliche - Nachteile 

erlitten hat. In solchen Fäl.len soll. d:i.e Bundesverwaltungs­

anwaltschaft im Interesse des betroffenen 
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Staatsbürgers helfend eingreifen kennen .. Sie hat die 

Befugnis, eine Aufhebung der behöl"'dlichen Entscheidung zu 
verlangen, gegen sie ein Rechtsmittel zu ergreifen oder 

den Verfassungsgerichtshof bzw. den Verwaltungsgerichts­
hof anzurufen, sofern die behördliche Entscheidung nicht 

älter als fünf Jahre ist. 'Auf diese Vleise kann nachträg­
lich der gesetzmäßige Zustand hergestellt werdene 

Es wird allerdings Fälle. gebe,n, in denen ein gewisser 
Konflikt zv:ischen der Interessenlage der einzelnen Par­
teien eines Verfahrens und den Interessen der Allgemein­

heit an der Gesetzmäßißkeit derVollziehung besteht" 
Für diese Fälle sieht der Entwurf eine Interessenabwä­
gung vor. Aber auch hier soll das neu zu schaffende 

Organ nur auf Gr~~d einer Petition einschreiten. 

Die Bunde sverwal t\lllf;Sanwal tschaft kann aber auch 

Verordnungen einer Bundesbehörde, die sie für gesetzwid­
rig hält, beim Verfassungsgerichtshof bekämpfen und die 
Aufhebung erwirken.' 

Der Gesetzentwurf sieht für den Bereich der Landes­
verwaltung vor, daß jedeß Bundesland zur Kontrolle seiner 
Verwal tung eine gleichartige Einrichtu..~g schaffen kann .. 
Diese Lösung entspricht dem bundesstaatlichen Prinzip. 

Die kurze Wiedergabe des wesentlichsten Inhaltes des 
zur Begutachtung versendeten Gesetzentwurfes erweist, 
daß der Entv.mrf schwieriges Neuland beschreitet ... Seine 
Regelungen sind so gestaltet, daß sie für den St8.ats­

bürger, der sich an die Bundesverwaltungsanwaltschaft 
wendet, einfach vncl lei,cht handhabbarsind; die Hege­
lungen über den Rechtsschutz hingegen 'sind differenziert 
und spezialisiert, weil nur so eine richtige Anknüpfung 

an das bestehende ltechtsschutzsystem, vor allem an das 
Verfahren,vor dem Verfassungsgerichtshof und dem Verwal­

tungsgerichtshof , 'erfolgen karm. 

Der Gesetzentvvurf wird nach der durchgeführten Begut­

achtung 1.md der Berücksichtigung begründeter Einwände 

noch inder Frühjahrssession des r~ationalrates als Re­

gierungsvorlage eingehracht werden o 
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Verwaltungs­
reform 

Automation 
. der Verwaltung 

- 9 -

Sämtii.che der in der Regierungserklärung ent­

haltenen Absichten auf dem Gebiete der Verwaltungs-

refor.I? bilden derzeit Gegenstand von Uberlegungen, 

die teils berEd ts zu konkreten Gesetzentwürfen 

oder von sonst zur Effektuierlmg der genannten 

Absichten erforderlichen Maßnahmen l1otwend.ig sind .. 

Die Schwerpunkte liegen hiebei in erster 

Linie bei. der Neuordnung der inneren Einrichtung 

und der Wirkungsbereiche der Bundesm.ini.sterien. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die . 
Anpassung der Verwaltung an die AlJ-Jornatio"p...:.. 

Dies gilt für die Vorbereitung von Gesetzentwürfen, 

die so gestaltet sein sollen, daß sie 
11 c O·N''''·''1.t ~T·rJ" "rec't ~ .. fi <,.: ·r!c'l "'J'~ S' "J:-'lln.:l e"k'a·l1Z" ]·cI"an·lt lL!}.~\.. IV.,4",'>.')(]. c' lv :.;),1. ~~,+,.a. ~I (-"", j ~ U .. ~.J J_ .. ",... J ___ ~"ti..o.........,....."",~_ .. ,. _____ , 

hat vor131..1:fige Ric.htlinien für die Erstellung 

von G·esetzentwiJrfen aUßgearbei tet, die d.iese 

Gompute:rgerechtigl:ei,t errnöglj_chen sollen .. 

Die einschlägigen Richtlio.ien si·.nd a11c.b. der 

Kanzlei des Fr~sidenten des Nationalrates 

zugeleitet worden~ 

Daran anschließend sei auf einen v"ei teren .Sc.hvler­

punkt vervll.6sen, den die Koo.rdination bezüglich 

des Einsatzes von EDV-Anlagen :l..O Be:r>eiche 

der Vollziehung und :Lm Bereiche der so-

genannten. Hilfstitigkeiten., ni:lmlich der In-

formation und Dokumentation bildete 

Die Koordination der elektro:nischen 

Datenvet-arbei tung 1,.Vl.l.rde du.rch die E!.t;[i.rkung 

des Koordinationsl-;:omi tees im Bundeskanzler­

amt wesentlich intensiviert .. De:rzeit wird 

eine Erhebung über den Stand dex' .Db.tcn"~ 

vererbei tung im gesamten Bundesberei.ch durch­

geführt. Da.bei werden insbeßm:lI.:iere die 

Schwerpunkte der KaYlazi tiitsauslarstung, der 
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Bericht der Ver­
waltungsreform­
kommission 

- .'"10 "D 

Pl"'ogrcunmkoordinierclg und des zul{ünftigen 
Bedarfes berticksicitigt& In dieseci Rahmen 
wird eine gesonderte Analyse über die elektro-· 
nische Datenverarbeitung im·Bereich der 
wissenschaftlichen Sehulen und Forschung· 
durchgeführt, die sich insbesondere auf 
den Ist-Stand bezj.eht und eine mi ttel­
fristige Bedarfsprognose enthälte Auf 
Grund dieser Informationen wird es hinküni~tig 
möglich se{n, bei Neuanschaffungen von Rechen~ 
anlagen in vermehrtem Maße auf den effektiven 
Bedarf und die rationelle Anwendung in 
Verwaltung, Erziehung und Forschung Ruck­
sicht zu nehmen& 

Im übrigen liegt mir ein umfassender 
Beric.ht der Vervlaltungs_reformkommission vor, 
der teils Rechenschaft über die in der Ver­
gangenheit vorgeschlagenen und. durchge­
führten Refco~maßnahmen, teils Vorschlage 
für kiinftige Refa:m.llaßnahmen enthält. 
Dieser Bericht ist von der Bu.ndes­
regierung dem Nationalrat vorgelegt word~no 

In diesem Zusammenhang sei auch die 

Aus- und l1'ortbildung der in der Vollziehung 
T~tigen besonders erw~hnt, was ~nsbesondere 

für die Ausbildung ~on Flihrungskr~ften 
sowie für das in allen Sparten der Daten­
verarbeitung erforderliehe Personal und 
dessen zweckmäßigen Einsatz gilt. 
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Ob und inwieweit auf diesem Gebiet auch legis­

lative Maßnahmen notwendig sein werden" ,,'lird 

die Entwicklu~g zeigen. Das gilt insbesondere 

auch für die Frage der Schaffung einer 

Ve =!:y.ra 1 tupgsakad~mie.! elie einer 
gründlicheren Vorbereitung ,-:mf die Beamtenlaufbahn j einer 

Vertiefu.ng der Kenntnisse derberei"ts in der 

Laufbahn stehenden Beamten und der 

Einräumung echter Aufstiegschancen für alle Beamten 

dienen soll. 
Zu Beratungen über die künftige 1i'orm einer 

Verwaltungs akademie wird die Bundesregierung 

neben Vertretern der Verwaltung auch Vertreter 

der zuständigen Gewerkschaften und. .Fachleute 

heranziehen .. 

Eine nach diesen Grundslitzen zusammengesetzte 

Kommission wird schon in allernächster Zeit 

von mir eingesetzt werden~ 

Die in der vergangenen Gesetzgebungs­
periode eingelej. tot on MaßU(;Ülill:::m für die Rechts­

be.reinigung werden fortgesetzt 0 Auch hierüber 

werden dem Nationalrat Vorschläge erstattet 

werden. 
Bevor ich von dem Teil der Regierungser-

Bundef3ministerien- kli?,rung l der sieh m:tt der Ii'rage der Verwaltung 
gesetz. bzwo deren Reform befaßt, zu einem anderen 

übergehe, möchte ich nochmals" auf den derz.eit 

im Bee;utachtungßverfahre.n befi .. wlJ.ichen 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem elle 

innere Einrichtung und d.er Wirkungs-
bereich der Bundesministerien geregelt werden 

'soll, zurückkot1:nnen und gr1xn"(h:~.ätz liehe 

Überlegungen 
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dieses Entwurfes aber auch Einzelheiten des beabsichtigten 

Inhaltes darstellen. 

Der Entwurf wurde/wie lereits oben ausgeführt, dem Begutachtungs­

verfahren mit einer Frist bis zum 30. Juni 1971 zugeleitet. Bis 
• 

dahin werden die 13lmdeEministerien, die Ämter der Landesregie-

rungen, 'die Höchstgerichte , der RechnlL.'1gshof, der Städtebund, der 

Geneindebluld und die (jesetzlichen und freiwilligen beruflichen 

Interessenvertretungen Gelegenheit haben, ihre Auffassungen zu 

diesen E:t:ltwurf bekanntzugeben. Nach Bearbeitung aller Stellung­

nahmen wird dann die Bundesregierung inder Lage sein, dem 

nationalrat eine Hegierungsvorlage zu unterbreiten. ' 

Die rechtspolitischen Motive für diesen Entwurf ergeben sich aus 

der von der Bundesregierung inder Regierungserklärung bekundeten \ 

,Absicht, nachdrücklich für wirksamere Maßnahmen zur Kompetenzent­

flechtung und Rechtsbereinigtmg als wichtigste Voraussetzungen der 

Verwal tungsreform einzutreten. Der soe;enannte IIDschungel'" der 

Kompetenzen ,der !,l~nisterien, der in den vergangenen Jahrzehnten 

zu den leidigen Doppel- und Mitkompetenzen geführt hat, soll nun 

durch klare und für den einzelnen Staatsbürger überschaubare Normen; 
ersetzt werden .. Damit kann die VerwaltUl1tjsreform ein gutes Stück 

vorane;etrieben werden • 

. Iüt diesem Vorschlag will die Bundesregierung den im Artikel 77 
Abs.2 der BundesverfasslL.'1g enthaltenen Befehl durchführen, dem­

zufolge Zahl, Wirktmgsbereich und Einrichtung 'der Bundesninisterien 

durch Gesetz bestimmt werden. Das heißt, daß die sogenannte Orga­

nisationsgewalt in einem parlru":J.entarisch-gewaltentrennenden Rechts­
staat nicht etwa eine Domäne der Verwaltung ist, sondern aus­
schließlich dem Gesetzgeber zusteht 'und durch ein Gesetz zu regeln 

ist. 

Will man heute die Einrichtung ui'J,d den Wirkungsbereich eier Bundes­

ministerien feststellen, also insbesondere Klarheit darüber ge­

winnen, wer YlOfür zuständig ist, muß sich zum Teil eines mühsamen 

C~uellenstudiums befleißigen: lmd bis in die Zeit der" l.'lonarchie 

zurückblättern, da vielfach noch AllerhCichste Entschließungen, Er­

lässe l:illd Gesetze aus früheren Verfassungsepochen die Einrichtung 

lL.l1d den allgemeinen \Virkungsbereich der Bundesministerien normieren., 

Der vorgeschlagene Gesetz8ntvrorf strebt auch eine Hechtsbereinigung 
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an, da durch ihn nicht weniger als 51 alte Rechtsvorschriften 

aufgehoben werden sollen. deren älteste noch aus dem Jahr 1848 
stammt. 

Der Entwurf stellt die erstmalige systematische Gesamtkodifikation 

über Etnrichtung und Wirkungsbereich der Bundesministerien dar, 

di.e bisher gefehlt hat. Es hat allerdings in der Vergangenheit 

sei t Grünciurlg der Republik nicht an Bemühungen gefehlt, diese 

Aufgabe zu lösen; insbesondere seit 1945 sind ~'[tederhol t Ver-

suche um eine Gesamtkodifikation unternommen worden. Sie scheiterten 

allerdings regelmäßig, da das bis 1966 bestandene Koalitions-

system jeweils nach Neuwahlen sich auf eine auf die politischen 

Kräfteverhäl tnisse abgestimmte Teilregelung - auf sogEmannte 

"Kleine Kompetenzgesetze !! - beschränkte. Die große Lösung blieb 

immer wieder aufgeschoben. Auch die in der vergangenen Gesetz-

gebungsp~n'iOde ange:::tellteli Bemühungen sche:1.tertcm offenbar an 

verschiedenen Interessengegensätzen. 

Der nun dem allgemE::tnen Begutachtungsverfahren zugeführte Ent­

wurf eines Bundesministeriengesetzes gliedert sich in sechs Ab-

Anlagen. 

Der I.Absch:rütt behandelt die Zahl und die Bezsicrmung der Bll.ndes-

mlnistsrien. Darin tritt gegenüber der bisherigen Rechtslage 

keine Veränderung ei'n. 

Der 11. und IV. Abscl:ml tt beschäftigen sich mit dem sogenannten 

allgemeinen Wirkungsbereich der Bunde~:münisteI'j.e:n., Zu den Aufgaben 

des allgemeinen Wirkungsbereiches gehör·t vornehmlich die Unter­

stützung der Bundesrninister und der Bundesregierung durch die 

Ninisterien bei Besorgung ihrer Regierungsgeschä.fte .. wte z .B~ oe1 

der Ausarbei tung vo~ Gesetz- und Verordnungsentl'lÜrfen sowie der ... 

Vorbereitung und DurchfUhrung der Beschlüsse der Bundesreglerung~ 

Diese Bestimmungen regeln a.uch die Zusammenarbe:i.t der Bundes­

minL3terien untereinander im Sinne einer KoordJ.rlierung und voraus­

schauenden Planung., die AbstimmLmg der 'l'ä.tiglcei.t der MinL:;'cer.len 

gegenüber den Ländern, die Dienst- und Fachaufsicht über die den 

Mini.sterien nachgeordneten Dienststellen lliid d~U3 Zusammenwirken 

der Bundesministerien untereinander. Gel."~ade dJ.eses Zusammenv,rirken 
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kann bei der Vie'lschichtißkeit der Auf[3.ben des Sozialstaates 
nicht entbehrt werden, wenn eine Staats :,ufgabe von allen nur 
denkbaren Gesichtspunkten her richtig vu:cbereitet und durchge­
führt werden soll. 

Diesen Abschnitten des Gese'tzentwurfes sind zwei Anlagen 
beigefügt. Die erste Anlage regelt den jedem Bundesministerium 
gleichartig zugehörenden Vdrkungsbere:ich. Dazu gehören beispiels­
vleise : die Vorsage für das Personal, die ErstellWlg des Dienst­
postenplanes, die Geschäftseinteilung des Ministeriums und der 
nachgeordneten Dienststellen, die Angelegenheiten der Dokumentation, 
der Statistik,der elektronischen Datenverarbeitungsanlagen, das 
ßeschaffungswesen für d<'J.s bet::-effende Ressoi,t, die Haushaltsan­

gelegenheiten, die v,,:a~nehmung des Leitungs- und Weisungsrechtez 
gegenüber den nachgeordIlcten Dienststellen (Fachaufsicht), die 
Wa."l-J.rnehmung der DienstatLfsicht gegcnüber der eigenen Dienststelle 
und den nachgeorclneten Dienststellen, die Angelegenheiten der In­
formation über den Ressortbereich oinschließlich des Verkehrs mit 
Presse, Rundfunk und Fernsehe'n, die Vorbereitune; der Verhandlung 
von Staatsverträgen und deren Durchführung, soweit es sich nicht 
um völkerrechtliche und außenpolitische Fragen handelt, die Ange­
legenheiten der Familienpolitik, des Bevölkerungswesens, der Raum­
ordnung, des Umweltschutzes, der. Entwicklungshilfe, der umfassenden 
Landesverteidigung usw. 

Die zweite Anlage enthält die Abgrenzung der Wirkungsbereiche 
der einzelnen Hundesministerien hinsichtlich bestimmter Sachge­
biete. Im besonderen muß sich eine Neuregelung des Wirkungs­
bereiches auch der neuzeitlichen Aufgaben, insbesondere der Raum.­
ordnung, des Umweltschutzes, der Entwicklungshilfe, der umfqs­
senden Landesverteidigung usw. annehmen und der Koordination 
zwischen Bund und Ländern im Sinne des kooperativen Bundesstaats­
gedankens • In dieser Richtung enthalten die Vlirkungsbereichsvor­
schriften entsprechende Be stimmungen 0 

Im wesentlichen wird hier eine Komp:'.ilation, d.h .. eine zu- , ' 
sammenfassende Darstellung der Wirkungsbereiche der Ministerien ge-, 

geben, wie sie der heutigen Gesetzeslage entsp~"'icht. Allerdings we.roen 
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insbesondere in folgenden Bereichen p;rlilldlegende Verschiebungen 

vorge seben lm.d zwar: 

a) Die P..np;elegenhei ten des land-·und forstwirtschaftlichen Schul­

w'esens sollen grundsätzlich anstatt beim Bundesministerium fÜ.r 

Land- und }i'orstwirtschaft nunmehr im BundesministeriUlU für Unter­

l:'icht und Kunst mit· dem übrigen Schulwesen zusammengefaßt werden; 

b) die Angelegenheiten der allgemeinen Fürsorge, die bisher im Blilldes­

ministerimQ für Inneres behandelt worden sind, werden sachgerecht 
. . 

oe im IhlD.de smini steri um für so ziale Verwal tune; konzentriert; 

c) da::; Arbei t81'- lUl.d Angestelltenrecht, das h.insichtlich der land-

. l;:.l1d. fo::cstwirtschaftlichen Arbeiter biDher vorn J3unde~mlinisteriUJfl für 

I'G.ud-l.md li'Ol'Elt'Ni.:ctE.chaft l)chandeJ. t w'J.rde, 8011 beim Bunde sministeri um 

d) die Vetie:ci.rüirangelegen.heiteJ:L und. elie StaIulesa:ngelegenheiten der 

'i::i. e r"äI\·z t;e G () 1.10 :0.. j_Jü "be::-; +: ~ -lnrrrtcIl '[ T-_~ ·f~~l Yl ,-T (~OV~f:) -1 ~- c:i (::. . .(.4iiop "'1 j E," ri1"~n. s'" 'h v.... \-'l' •. J •• C .!. (.), ,:; 'n_ .. v " ... , -'. '.. I. .• '; .(, .... \.- 1. ,-,-

liehe Llef3undheit von 13edel.~tilll.g ßirJd 1 beim BU.Il.desm1.nisterium für 

e) d:i.e AllfY::legenhei.ten .der Preisregeh,mg, J?reisüberw8chung und }).reis-

'.'.'erden n1.1r1 im BUl1.desministerium für Handel, Gewerbe lmd 

konzentriert; 

f) glGiche~) gilt VOll eleh Wettbewerbsnnßclegenhei ten, den Angelegen-· 
, • -t d S h + •• -I- ~" l' .. , '. . 1 11e:1·:;en I~S ~ C J.u<./zes von l\rus\.,ern~ 'MarKe.Tl une.. enaeren Warel1D8ZeJ.C llnm.-

gen, die bisher zwischen mehreren Ministerien Geteilt waren; 

g) die Besorgung von FJ:'emdenverkehrs[~ngelegenhei ten vIird 1)üüÜ Blmcles-
. ..: o·t; .: -,." f·i ..... H~,' dpl )';lJ..n.L,;;> er _,-l ... ,., U-'-. - __ H,_ , G"e\Herbe wnrl Inu'11-'~-l-;rl' e l~OI·".,.,-,rlt:r; t:>J:~t ~ ... v .LJ..l. .... , ... ~ .... .J. 1.....t.. ...... V .... J.,.,J,-,_ .. )~ ...1-....... , 

h) die Angelegenheiten des BYlergiewef3ens soJ.len grundsätzlich ()eim 

BlUldesministeri mIl für Handel., Gewerbe un.d Ind.ustrie verein:i.gt werden; 

j) gleiche s gil t von den .Angelegenbei ten ae s gevlerblicben Personen-· 

und Güterverkehrs einschließlich der gei-verbsmößigen BeföJ:,dertlIlS von 

Gütern u.nd. HohrJ.ei tungen; 

j 
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k) wesentlich ist die Konzentration der Auswärtigen Angelegenheiten 

beim Bundesministerium fUr Auswärtige AngelegenheitenJ> das nun 

auchrUr die Angelegenheiten der wirtschaftlichen Integrati6n zu-

. ständig sein soll, während dem Bundesminlsterium für Handel, 

Gewerbe und Industrie die Wahrnehmung der wirtschaftspolitischen 

Angelegenheiten gegenüber dem Ausland sowie die Vorbereitung und 

Verhandlung von Staatsverträgen auf diesem Gebiet (mit Ausnahme 
der Angelegenheiten der wirtschaftlichen Integration, der Ange­

legenheiten des Europarates und der OECD sowie der Vereinten Na­

tionen einschließlich UNCTAD und ECE) vorbehalten bleiben soll. 

Dem Bundesministerium für Handel$ Gewerbe und Industrie s0l1 
auch die Durchführung des EFTA-Ubereinkommens und kÜllftiger.lnte­

grationsübereinkommen obliegen. 

Der III.Abschnitt des Gesetzentwurfes bringt Vorschriften über 

die Einrichtung der Bundesministerien und schlägt erstmalig ge­

setzliche Regelungen hiefür vor. Bisher waren diese~Angelegenheiten 

bloß durch innerorganisatorische Maßnahmen normiert. (vlei t fort­

schrittlicher·war bisher schon die Organisation der Ämter der Landes­

regierungen geregelt, die seit 1925 durch bundesverfassungsgesetz­
liche Vors.chriftenihre innere Einrichtung und Organisation erhalten 

hatten). Die nun vorgesehene Regelung hält grundsätzlich an der Ein­

teilung in SBlüionen,. Abteilungen, Gruppen und Referate fest. 

Hiebei hat die Geschäftseinteilung die Aufgaben, sachgerecht auf. 

diese' .. Organisationsformen zuzuteilen. Die Geschäftseinteilungen sind 

öffentlich anzuschlagen, sodaß jedermann Gelegenheit hat, sich 

darüber zu informieren, wer für welche Aufgabe inrierhalb des je­
weiligen Ministeriums zuständig ist. 

Die Vorschriften über die Einrichtung der Bundesministerien 

müssen aber auch den neuen Erkenntnissen lIDd neuen Verwaltungs­

methoden und der Tatsache gerecht werden., daß der staat .. vielfach 

und zum Teil in größerem Umfang wirtschaftliche Aufgaben zu be-
wäl tigen hat als behördliche. Demgemäß rnuß die Koordinj_erung und 

Kooperation sowie die Information innerhalb der Bundesministerien 

verbessert und auch das Instrumentarium des Vorsitzenden jedweder 

Regierung, nämlich in' österreich des Bundeskanzlers.. zur Kodifika­

tion und Kooparation im Rahmen der gegebenen verfassungsrechtlichen 
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Vorschriften wirksams.J:' gestaltet werden. 

Die Aufgaben, die die Verwaltung in eine~ modernen staats­

wesen zu erfüllen hat, erfordern genau so wie die FUhrung eines 

Wirtschaftsbetriebes eine wirkungsvolle Leitung. Diese leitende 
<. 

Punldion obLiegt gemäf;) der Bundesverfassung den einzelnen Bundes-

mirüstern. Nach den E:cUiuternden Bemerkungen haben die Bundesmini­

ster diese Le:i.tungsfunktion den Grund~~ätzen eines modernen fIlanage­

mentSentsprechend, vorausschauend und planend, orie-ntiert nach 

längerfristigen Konzepten, in wirkungsvoller und effektiver 

Weise durchzufUh~en~ 

Entsprechend diesem Gedanken sieht der Gesetzentwurf die Möglich­

keit der Schaffung sogenannter Grundsatzabteilungen fUr den ganzen 

Rsssortbereich vor~ um damit die Interdependenz_der verschiedenen 

Materien p die ein Ministeriwn zu besorgen hat, in den Griff zu 

bekommen. 

Demselben Geda.nken verdanken jene Be \'::tlnUTIÜ1'lge:n. ihre Ent~,tehungs 

d1' '" d'l" e Bl 1 dunp' VOD e"'chver"t"a""('>l-' g·Y'O·tlk·"p·,t·l11···S"'l' 01"('1" .{. ·ll' .. 'I.i-,·'.~·+lalb·· eJ.J.Yl.es ,t:. .' _ .... .A C> .l üC< .. _~)J( •• L.' <'-........ l~·d, .. U .. l.,.::::~.t .1- •• _.0 < 

Buhdesmiriister.iurns zur besseren Bewältigung von PlaLt:,ngsauf'geJ)sr:t 

und Grundsatzfragen ermöglichen sollen. 

Der vdrksEunen Leitungsfunktion t'il11 schlIeßlich au.ch öh:: ver~ 

stärkt.e innere Heviston der Geschäftsführung der Bl1.l:1d~;smin:Lsterien 

und ihrer nachgeordneten Stellen dienen~ wofUr der Gesetzentwurf 

entsprechende Vorschläge enthält, ohne daß hiedurch die Kontrolle 

durch den Rechnungshof beeinträchtigt werden soll. 

Na.cI.t dIesen Darstellungen über den Entwurf ej,nes "Bu.ndesmiJ:üster1en-
t?'e '" It rTIo'" ·~ht::l ~"h a'· f """lr'ere ~ n ,"Jc.'r· F~'e'."ic""u;""'g<",o,·>,)(~l !:>l·""ng·· ~uf'o'e~ gese -_~:;0 'C t .. .> •.•••• ~A l;t GWo.Cl < _..l_ "~"." .\'{::;,_'-'.l. .".;"":'o>.L'·_"-( .. ~''''. , ... ~ü., 

I 

zeigte Probleme bzw. auf die seltene der Bundesregierung zur Losung 
unt.ernommenen Initialilven eingehen. 

Di.e :1.n der Regierungserklärung rünsichtl1ch der landwirts8haftlichen 

Schulgesetze geäußerte ~1ei.mmgp daß diese auf' der Grundlage der 

vorliegenden Entwürfe einsch11eßlich· des\le:cf2.ssungsgE.:;,'2:etzes zu 

beschließen sein Herden, iAlObei bel der Erla.ssung des Verfassungs­

gesetzes den Ländern die Au~;führungsgesetzgc'bu:ng und d:Le Vollz1ehung 
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zu gewährleisten ist, deckt sich mit einem im Forderungsprogramm 

der Bundesländer erwähnten :Punkt und bildet auch Gegenstand einer 

parlamentarisc~en Initiativ:e. Hierüber ist im Augenblick auf Ver­
waltungsebene eine Aussprache zwischen den Verwaltungsstellen 
des Bundes mit den Verwaltungsstellen der Länder im Gange, um 
eine alsbaldige Verwirklichung dieses Punktes der Regierungser­
klärung und des Forderungsprogramms der Länder sowie der ein­
schlägigen parlamentarischen Initiative zu erm6g1ichen. 

Mein in der Regierungserklärung zum "Ausdruck gebrachtes Vor­
haben, dem Parlament einen Gesetzesentwurf vorzulegen, der unter 
anderem die Schaffung eines eigenen Rissens~h8ftsministeriums 
.zumZiele haben sollte, wurde durch das inzwischen in Kraft ge­

tretene Bundesgesetz vom 90 Juli 1970, BGB1.Nr.205, über die 
Errichtung eines Bundesministeriums für "Wissenschaft und For­

schung und die Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger Bundes­
ministerien erfüllt o 

Zur Vorbereitung der Realisierung der in der Regierungser­
klärung dargelegten Meinung der Bundesregierung, derzufolge im 
Zusammenwirlcen mit den Gebietskörperschaften und den Interessen­
vertretungen ein Bundesraumplan zu erstellen ist, der neben einer 
Aufgliederung des Bundesgebietes in Planungsregionen auch die 

"dazugeh6renden Raumordnungspläne.~u enthalten hat, vrurden von 
mir am 24.9.1970 in Linz der Landeshauptmännerkonferenz die 
raumordmingspolitischen Zielsetzungen und Absichten der Bundes­
regierung vorgele"gt 0 "Als generelle Lei -tsiitze, die den Bezugs­
rahmen für die Ausarbeitung des Bundesraumordnungskonzeptes bzw. 
des Bundesraumplanes fixieren k6nnten, nannte ich dabei: die 
Festigung der gesamtstaatlichen KOhäsion, die Schaffung von 
besseren und mBglichst gleichwertigen Lebensbedingungen und 
Entwicklungs~hancen für alle Bürger und BevBlkerungsgruppen, 
die Erzielung eines optimalen V/irtschaftswachstums und einer 
befriedigenden Einkommensentwicklung, die Vermeidung von 
Friktionen bei den strukturellen Anpassune;svorgängen und die 
Demokratisierung des Planungs- und Entscheidungskonzeptes .. 

Im Zuge der in Linz vorgeschlagenen Institutionali­
sierung der Raumordnung konstituierte sich am 25.2.1971 
als gemeinsames politisches Organ von Bund, Ländern 
und Gemeinden (Städte- und Gemeindebund) 
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auf dem Gebiete·der Raumordnung die Österreichische Raum­

ordnungskonferenz. 
Aufgaben der Raumordnungskonferenz, die am 17. 6, 4 .. J.wieder 

zusammentreten wird, sind insbesondere die Erarbettung eines 

Raurnordnungskonzeptes für Österreich und die Koordinierung 

raumr'31evc:tTl.ter Planun~pund Maßnahmen z.wischen den Ge­
bietskörperschaften. Dle ln der Paritätischen Kommission 

vertretenen Interessenvertretungen"werden der Arbeit der 

Raumord.nur.gskonferenz ständi.g beigezogen werden. 

In nächster Zeit wird sich auch die Stellvertreter­

kommission konstituieren, dle ein Spiegelbild der Öster­
reichischen Rawnordnungskonferenz auf Beamtenebene ist und 

deren Arbeit vorzubereiten hat. Die Gründung eines Raum-

ordm,lng,::;l}eirates als Sachverständigengrem:i.um zur Beratung 

der Österreichischen Raumordnungskonferenz und der Stel1-

veftreterkommission wurde in die Wege geleitet. Dieser 

Tage wurde auch mit der Errichtung der Geschäftsst~lle der 

österreichischen Raumo~drtungskonferenz begonnen, die von 

Bund.. Ländern tLYld GemeindEn gerne insarn erhalten werden vJl.rd, 

Schon am 10.11.1970 wurde das M?.:.~.tisterkom.~tee für Raum~· 

planunSi akttviert. Dem Bundeskanzleramt, Sektion fUr 
wirtschaftliche Koordination wurde ein eigenes ~f3ür~_.für 

R~umplanung~~ angegliedert. 

Die in Angriff genommenen Arbeiten auf dem Gebiet 
der Raumordnung beschränken steh jedoch nj.cht auf das 

Institutionelle und die langfristlge Erarbeitung eines 

Raumordnungskonzeptes. Es wurde die Lösung aktueller Probleme 

in Angriff genommen~ So berief ich eine Besprechung zwischen. 

Vertretern des Bundes, des Landes Ste1ermaI'k, der be­

troffenen Gemeinden und deI' Interessenvertretungen zur 

Diskussion der Probleme des Raumes A:l..(~hfeld-JViurboClen ein. 

Gegenwärtig arbeJ.tc;t das Bundeskanzleramt 1n engem Ko.ntakt 

mit dem Land Steiermark und dem lokalen Raumordnungsver-
band an den Unterlagen für eine weitere Aussprache am 

3.6.1971. Die Frage Fohnsdorf stellt sich der Bundes­

regierung als ein regional- und strukturpolitisches 

Problem dar, dessen Lösung zu einem Modellfall fUr die Raum-

, 
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ordnungspolitik, die Strukturpolitik und das Funktionieren 

des kooperativen Bundesstaates werden könnteo 

Der Aufbau der institutionellen Voraussetzungen für die 

künftige koordinierte Raumordnurigspolitik wird somit in 

Kürze abgeschlossen sein. 

.. 
~~,~ 

Der gesamte Komplex der Regierungserklärung,' der sich mit 

Fragen der Verwaltung befaßt, \vürde unvollständig darge­

stellt sein, wenn nicht auch kurz auf dienstrechtliche Pro­

bleme der Beamten lmd Vertragsbediensteten, die ja die 

Träger dieser Verwaltung sind, eingegangen werden würde. 

Deshalb möchte ich einige Punkte, die auch in der Hegierungs­

erklärung ihren Niederschlag gefunden haben, näher be­

leuchten. 

Die öffentliche Ausschreibung von Dienstposten bezweckt, 

die Öffentlichkeit darüber zu informieren, daß bestimmte 

Dienstposten leitender Funktionäre, sowohl der Hoheits-, 

als auch der Wirtschaftsverwaltüngdes Bundes zur Nachbe­

setzung gelangen und allfälligen Bewerbern die Bedingungen, 

die für die Besetzung der in Betracht kommenden Funlction zu 

erfüllen sind, bekannt zu machen. Ein entsprechender Gesetz­
entwurf ist ausgearbeitet und wird demnächst zur Begut­

achtung ausgesendet werden. Was den Bereich des Bundes­
kanzleramtes betrifft, so habe ich bereits eine Reihe von 

Stellen der öffentlichen Ausschreibung zugänglich gemacht. 
Darunter befanden sich -.erstmals - die Stelle des General­
direktors der Österr.Staatsdruckerei und die Presseattaches 

an den österr.Botschaften in BONN ,rARIS und WASHU:GTON. 
Zur .. Neugestal t1L.YJ.g c:.er Besoldung des öffentlichen Dienste s 

im Sinne eines·leistungsgerechten Besoldungsrechtes sind 

nach dem mit Ende des Jahres 1971 auslaufenden ßtillhalteab­

kommen zwischen dem Verhandlungskoraitee der Gebietskörper­

schaften einerseits und den Gewerkschaften des öffentlichen 

Dienstes anderersei ts Verhandllmgen aufgenommen wordeno 
Das Ergebnis dieser Verhandlungen wird dem Nationalrat in 

der Form entsprechender Gesetzesanträge vorgelegt werden o 

518/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)20 von 30

www.parlament.gv.at



..... ::.' 

- 21 -

ZViecks Verbesserung der c;.:i.enf:d;- urid besoldungsrechtlichen Stellung 

der öffentlich Bediensteten befinden sich derzeit folgende 

gesetzlicb.e Maßnahmen in Vorbereitung bzw. parlamentarischer 

hand.lung " 

Novelle zum 2~n?e.::'.*1~ers0..E!al ve~~~:etunB .. ~ß2.setz 

Durch die Novelle soll einerseits das Geseiz den seit seiner Gel­

i:iu.ng gewonnenen Erfahrungen angepaßt , andererseits durch die Ein­

setzung einer aus drei Richtern und je einem Arbeitnehmer- und Ar­

bEd.tgebervertreter bestehenden Kommission die' Doppelfunktion des 

Dienstgebers bei der Aufsicht liber die Personalvertretung und bei 
~p-~ lat'~1~~n ~n~0rhe~L(1"'n~ l'n Pe~~onalvar~retu~~~ar'galerrQnhcl'tQr~ ·.!._·.L _.\..> ~ ....... .ü.~V0 .• -.. . '-'-"'0 .. '. Lö v. v "..J UD":' "" \;~ ::,.O~. 'J '~ • .1. 

hese1tiet werden. 

DU .. L"'cll diN;G Novelle soll. d.ie wi:ihrend eines Mutterschaftskarenz­

u.rl3u.be:3 d<.'m BefL:d:;innen zustehende Ersatzleistung an die er .. · 

höhten ßätze des Karenzurlaubsgeldes angepaßt werden. 

22. Gehaltspesetz-Novelle 
"""---,~-_.--... _---~ .. -.._-"'---_ .... _-

T •• 1 " • ,er 1 
hern8tuc~e Uleser D9urege ung sind besoldungsrechtliche VS"X.'-

besserungen fUn Lehrer, vor allem für jene an p~dagogischen 
Akademien sowie 1nderungen der den V~rrilckungsstichtag be­

treffenden Vorschriften. 

18~ "y'ertragsbedien~tetengesetz .. Nov_elle 

Diese umfaßt vor allem besoldungsrecb.tliche Verbesserungen 

für Vertragslehrer, vor allem für jene an pädagogischen 

Akademien, Anderungen der den Vor.rückungsstichtag betreffenden 

Vorschriften, sovJie gev.risse: Zus'bindi.gkei tsvereinfachungen 

bei der AUfna,hIne von Vertragsbediensteten und bei der Ge­

wi:i.hrung von Karenzu.rJ.auben. 

Diese Novelle betrifft die Anpassung der die Richter be-
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treffenden Vorschriften an die jUngst~n gesetzlichen 

Änderungen im Dienstrecht des Bundes und bringt ge­

wisse Laufbahnverbesserungen. 

~Novelle zur Bundesforste-Dienstordnun$ 

Hier werden vor a.llem besoldungsrechtliche Verbesserun­

gen fUr·Kanzleifi5rstEr vorgesehen, die im Zuge qrgani­

sa.torischer Änderungen weiterreichende Aufgaben und 

Befugnisse als bisher auszuUben haben~ 

Novelle zur ReisegebUhrenvorschrift 1955 

Durch diese Novelle werden die Reisezulagen fUr Inlands­

dienstreisen erhöht und die Vorschriften Uber Aus­

landsdlenstreisen und Auslandsversetzungen neu gefaßt. 

Eine generelle Neuregelung des ReisegebUhrenwesens ist 

geplant. 

23.Gehaltsgesetz-Novelle 

Durch eine Neuregelung der quantitativen und qualitativen 

MehrleistungsvergUtungen soll eine gUnstigere Honorierung, 

der von den Beamten erbrachten Mehrleistung erreicht 

werden. 
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In der Regierungserklärung heißt es: 

Besteuerung von IlZur Lösung der Frage der Besteuerung von Politikerbezü-:~, 
"Politikerbe- " 'b '" ht" '. d" B d " d" --,. t . ". n gen,eabsle 19t .].e UD esreglerung le .t..lnse ,zune; elner , zuge ~ , 

KOI!lillis~3ion. Ihre lvii tglieder v/erden vom Bunde skanzler er-

nannt und sie wird sich mehrheitlich aus Personen zusainIJen­

setzen, die von einer Ne1.U'egel1mg nicht betroffen sindo" 

Dementsprechend habe ich noch im .Mai 1970 einer 15-köpfigeJ 

Kommission den Auftrag gegeben, ein Gutachten zu.r Frage 

der Poli tikerbesteuer1.mg zu erstatten'o Der KOI!.J:1ission haben 

nur drei,' später dann vier Parlamentarier angehört, da­

neben auch Steuerfachleute , Vlissenschaftler , Arbeiter, 

Angestellte, Journalisten und freiberuflich Tätige. 

In der RegierungseI:klä.I'ung habe ich der Komm5,s::üon für d:"u 

Fertigstelhmg ihrer Arbeit eine li'ri.st bL., zum 3"I.,Dezember 

19,/0 gestellt. Vor diesem Daturn. noch hat (:U.e upriviJ.egien-­

kommission" ihre Arbeit abgeschlo:'3sen o Da es sinnvoll f;clr:.en, 

den von diesem Vorschlag in erster Linie Betroffenen die 

Möglichkeit zu bieten, zu den Allsichten d.er Komrnis::-::iion 

Stellung zu nehmen, habe ich das Gutachten im JällYle:r' '19'7''1 

mi t einem ausführlichen Brief 81"1 die Klubs der d:r:ei im Pa:c­

lament vertretenen Parteien gesandto In meinem Begleit-

brief weise ich darauf hin, daß die Schlüsse,zu denen die 

Kom.lT71ission gelangt ist, meiner Arlsicht nach' geeignet seien~ 

eine beachtenswerte Gru..l'ld.lage für eine zeitgemäße J'.feuorduU11K 

~er Bezüge der politiSChen Mandatare zu schaffen. 

Nach Einlangen der Stell1.mgnahme der drei in Parlanent 

vertretenen Parteien werde ich eine entsprechende Regierungs­

vorlage ausarbeiten lassen und dem Nationalrat vorleGen. 

'j,. 
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Die Überschüsse aus dem Familienlastenausgleichsfonds wurden 

in den vergangenen Jahren nicht den Familien zugewendet, 

.. sondern zur Abdeckung des Budgetdefizits verwendet. Allein 

im Laufe der vergangenen Legislaturperiode wurden von der 

. früheren Bundesregierung fast 1,7 Milliarden inkameriert. 

In der Regierungserklärung wurde daher die Absicht 

der Bundesregierung bekundet, "die r-.1i ttel aus dem Familien­

lastenausgleichfonds" ausschließlich zum Zwecke der Förderung 

der Familien heranzuziehen. 

Die Bundesregierung hat daher in ihrer Sitzung 

vom 10.November 1970 über einen von mir gestellten Antrag 

beschlossen, dem Nationalrat hinsichtlich der Verwendung 
der Überschüsse aus dem Familienlastenausgleichfonds 1971, 

die mit 1,2 Milliarden Schilling veranschlagt wurden, einen 

Bericht zu erstatten. In diesem Bericht hat die Bundesregierung 

darauf hingewiesen, daß z\'lei große Kostenfaktoren die Eltern 

von Schülern aller Altersgruppen belasten. 

1. Die jährliche notwendige Anschaffung von Schul­
bUchern bedeutet eine große und noch dazu schlagartig in einem 

Monat auftretende Belastung. Die Eltern von Schulkindern 
an den Pflichtschulen müssen jährlich im September rund 

300 Millionen Schilling, die Eltern von Schülern an höheren 

.Schulen, Berufsbildenden Schulen und Bildungsanstalten 

rund 120 Millionen Schilling aufwenden. 

2. Unabhängig vom Alter der Schüler und Schulart 

sind von vielen Eltern bedeutende Fahrtkosten aufzubringen. 

Diese Belastung trägt derzeit zur geographisch bedingten 

Ungleichheit der Bildungschancen bei. Diese Kosten bewirken 

eine ungleiche Belastung der Eltern, die durch den vJohnort 

und den Schulstandort bedingt ist. 

Eine Abgeltung bzw. Linderung dieser beiden Lasten 

. 
. l)~_,.liii 

wäre eine echte familienpo11tische Leistung im Sinne des 
Familienlastenausgleiches: die Herstellung der Gleichheit der 
Kinderkosten durch Abgeltung von ungleich hohen Sonderbelastungen. 
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Die Bundesregierung schlug daher die 
Verwendung des erw'artetcn Überschusses des li'amilien­

lastenausgleichs fonds in folgender Form vor: 

1.600 Millionen Schilling für 
10 eine Erhöhung der Familienbeihilfe um 

S 20 ~...,; pro Kind 

2. eine Erhöhung der Geburtenheihilfe um 

S 300,-

II.600 Millionen Schilling f"0..r 
1. unentgeltliche Beistellung der Lehr­

bücher an allen Schulen aller ßchul-

h 1+ b d ~ b ' . h A071/72-er a ver a em oC.nLJB.r 17 ' • 

. ~~~ Gewährung von Fahrtkostenzuschüssen arl 

alle Schtiler aller SchulenG 

D 1 d '1") 1 . 1 "~T b '19 r,/'·C· ure 1 'as .wune esgesellz vom. '). /,Qvem er 
erfolgte im Sinne dieses Berichtor.> der Bund.esregierung 

eine Anhebung der Familienbeihilfe um S 20,- je Kind 

und Monat und eine :El'höhung der C~cburtenbeihilfe 
von S 1.700,- auf 2.000,-je lebendgeborenes Kind 

u.nd von.s 500, - auf S 800, - je Totgebu.rt" 

Durch den Gesetz8nbeschluß des Nationalrab·::;s 

vom 17. März 1971 wird aus den Mitteln des Familien-
lastenausg16ichsfonds allen Schülern und studenien 

ein Fahrtkostenersatz bis zu S 260,- monatlich zugesichert~ 

Im Sinne der in der Regie:cungflerklärung vom 

27. April '19'10 enthaltenen Absichtserklärung vlUI'de 

mit Bundesgesetz vom 9. Juli. 1970 BGB1 .. Nr. 205/70 
unter anderem die Kompetenz für die yer~;taat;l:i..Ghct.;en 

Industrieunternehmen aUB dem Bereich des seinerzeitigen 

Bundesministeriums für Verkelu' und verstaatlichte Unter--

ne hm e.n ' herausgenommen und dem Bundesl::anzleram)c übertr<:'lf}:::r}, 
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Gleichzei tig wurden ·Maßnahmen zur Akti viertmg der ÖIAG 

als Aktiengesellschaft getroffen, sodaß diese am 23.Juli 1970 

in das Handelsregister eingetragen tverden konnte. Damit ist 

auch die GIG-Ge setz-Novelle 1969, EGBI.Nr. 47/·1970, praktisch 
wirksam e;eworden o 

Heben der Neubestellung des Aufsichtsrates - in den e.rst­

malig auch ein Vertreter der FPÜ aufgenommen wurde - war vor 
allem ein anerkannter FacP..lllann als Vorsitzender des Vorstandes 

der ÖIAG zu bestellen. Nachdem es gelungen vmr, für diese ver­

antwortliche Funktion Herrn Dipl.Ing.Kothbauer zu gewinnen, der 

jedoch kurze Zeit nach der uoernahme seines neuen Aufgaben-

gebietes verstarb, war der Aufsichtsrat der CIAG zur Bestellung 
eines neuen Vorsitzenden des Vorstandes gez\~gen, der schließ­
lich in der Person des ehemaligen Hüttendirektors der VOEST.und 

späteren Vorstandsmitgliedes der HlrEIHSTAIlli A.G., Herrn Dipl.Ing. 
Dr. li'ranz Geist, gefunden werden konnte9 Der Genannte hat am 1. 

April 1971 seine neue Flmktion angetreten, sodaß zu erwarten ist, 
daß die der ÜIAG übertragenen Aufgaben der Wachstums- und Struk­

turpolitik auf dem Sektor der verstaatlichten Industrie und 
der koordinierten Vlei teren twicklung dieser UnternerJ.mungen nun­
mehr durchGeführt werden. 

In diesem Zusammenhang wäre auch zu erwälmen, daß unter 
I:1itwirkung des Bundeskanzleramtes die seit Jahren anhängige 
Strompreisfrage für die Aluminiumvverke Rru'1.shofen der Vereinig­
ten Metallwerke Ranshofen':'Berndorf AG. einer zufriedenstel­
lenden·Lösung zugeführt wird, wodurch eine wichtige Vorausset­

zung für den gelüanten Ausbau der Elektrolyse geschaffen 
. werden konnte. 

Schon bisher ist die ÖIAG als Fimrungs- und Finanzierungs­
instrlooent der verstaatlichten Unternehmlmgen - welche Rolle 
ihr auch in der Regierune;serklärung zugedacht war - auf ver­
schiedenen G~bieten erfolgreich tätig gewesen. Insbesondere 
wäre zu nennen: 

1.Klärung der offenen Vertragsprobleme zwischen EASF, ÖSW 
und OIJIV über die Weiterentwicklung der Petrochemie sowie 

Vorbereitung der Gründung einer gemeinsamen Tochtergesell­
schaft der ÖMV und ÖSW auf dem Sektor der Petrochemie .. 
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20 Durchführung des Beschlusses über die Fusionierung der 
Trauzl & Hofherr-Schrantz Masthinenbau AG. mit der·Gebrtider 

Böhler & Co.AG~ 
3 .. Koordinierung der Investitionen im Bereich der Eisen­

und Btahlind.ustrie unterbesond.erer Berücksichtigung des 
Prol)lems des Eisenerzbergbaues und der teihveisen lJber­
sehneidung der J::'rodu3x:tionsprogramme i.m Edelstahlbereicflo 

ll-. Ausbau des Bereichs der J?er"tigwarenerzeugung der ver­
staa.tli.chten. UnternehJllungen durch gänzliche oder teilweise 
Übernahme einiger auf diesem Bereich eingeführten Unter-

Zur Verwirkli.chung der :Ln der Regj.erungserlcli:-irung bezüglich 

d:Le lVa"ch~·3turng-=-}.:p.d_f)tJ:"·ukturpoli tik dargelegten Auffassung der 
nn-n'~;:.'sv>er.r; O>T".1nr7 -'111r ;der> 1:)(>1''''"' 'rs -f',"'lrJ"er,d<> 'i'}-:11"I1,:,"mel"' f"J'pse+;z·t J_ u ........ ,) ....... ~~ J_- c:~"'_. i .... \... \ c; \1\ •• l... . _""- ..... ~ tJ' _'-!..ll>. ..L ... ~ f..":) •. t. ...Ji' ..... " ... Cl,u.ti .. ' , .. t ö...... u ,CI 

Das erste von der im Amt befindl.ichen P.unc1esrogie:cung be~ 

8ehlo;~38ene ,JahrespI'og:;:-amm des EPP-1Fonds .für daß ViirtsGhafts-· 

- vor allem auf die 
-(i'O" ····d -.> rUl'] Q' .,,,. o"n ~l nve e .1.; 1." ·t 1.' (" -,.... en '7 n r ..\'-,' (' :r",,: C' ;.-··1 '1' ; .. ,. ., 1 n r1 .,:>~ .;.; \']1." c· 'J' rl'"' 11 O· . ,r .J.e ~ .C)" , .... -1-..' t .. J.i...l • .l. "-J '..... .; ... />.., ...... d .1.. _(:.::) .. _ '-_ , •. JL....... .'Ir.. t.. .... !~:}., 

:.?,iJ.J.? Anpassu.ng und Um:::tellung,.besorJ(l,::;::r':J im. Einblick a.uf' die 

Auswirkungen der wirtschaftlichen Integ;r-at;:'i .. on, 80v1io auf 

die ]fijrderung von Vorhaben ab, die nach den Grundsätzen der 

regionalen Strukturpolitik besond~rs vordringlich erscheinen. 

Um auch typische Großvorhaben fördern ZiJ köni'J.en, wurda die 

bisher nur vereinzelt durc.hbrüchene OberbegreIlzung der Einzel"~ 

J:..redite von 10 Mj_o S ganz attfg8hoben .. 

Di.e ZUT'lCnd.u.ngen an die Investi tion.sk·.:r-edi. t .AG u:nd di.e 

Kommunalkredi t AG wurden von 10 auf 20 Mi.J..li.onen ßehilJ.i.ng 

verdo ppel 1; $ Kon;j unkt u.rpo li tisc.h war die 'ler:::,ehi.eb1.mg d.er 

Kreditvergabe auf die 2~ .Hälfte des EEP--Wirt;~Jehafts;j atu'C8 

relevante 
Am 2'104" 1971 genehmigte die Bundesregierung di.:lS ER}}-·,Teh.Y."c;;.;-.. 

programm für das ERF-wirtscbaftsje,hr 19'71/72 .. DieE6S l:):ro­

gramm legt noch grö13eres Gewicht auf di.e :eegional-· und 
strukturpolitischen Zielsetzungen., Auch dn1: Umwel tschut:;-; und 
C
'

-i e W1.· ..... i..,-.c'laf't 1 ].., C·ll lC' ·,,'rr(lo''''\··l'''' '10"1 -''''+·'·(/"'i ck··; 1JY\~)'S.L·' ":ndE"'"'n """1', ... ('1 ~'I-J.._ 'I~. V~·> 1 _~. .~ J.: ',) t>..c..-c ~ö .• Lu 1.,. .. '. ...1 •••• ·.'t::,L. c.t. . '_.l.. t. y~ .... .J.. . .1." 1 

d:i.~; J?:c()cLu.lctic·,(), l}"()U 

Anlagen des Um,;veltf3c.hutzes :~;f:,::förd(').rt vJerd.;~~n 1l.11.d im .Rahmerl. 

I 
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der Entwicklunsshilfe wurden die Ansätze für technische 

Hilfe erhöht und ein Posten "Starthilfe" zur Erschließung 
von Märl~ten in außereuropäischen Entwicklungsländern neu 

dotiert~ Bei den Krediten an Industrie, Handel und Ge~ 
vlerbe vliird der Beseitigung von strukturs.chwächen -wld der 
Setzung von \'lachstumsimpulsen durch Realisierung des 
technologischen Fortschritts besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen sein. Die Bundesregierung wird auch, bemüht sein, 
im Bereich der Industrieinvestition eine Koordination 
zwischen dem ERP~Fonds und den übrigen Fö~derungs­
institutionen durchzuführen 0 

Bereits im abgelaufenen Wirtschaftsjahr hat die Bundes­
regierung für das ERT-Sonderprogramm zur Schaffung von 
Ersatzarbeitsplätzen in bestimmten Kohlenbergbaugebieten 
100 Millionen Schilling bereitgestellt. Diese Mittel sind 
vor allem für Vorhaben in der ObGrsteiermark und im 

Hausruckgebiet verwendet vrorden und auch im neuen Programm 
wurden vliederum 100 l\;Iillionen Schilling für diesen Zweck 
veranschlagt. 

Da die BundesregierU!lg c1er mittelfristigen Wirtschafts-' 
~)1:L til~ und der langfrist igen })lanung der staatlichen 
Investitionen besondere :Sedeutiung zumiBt, geeignete, Ent­
scheiclungl3grundlagen hiefi.ir jedoch nur ·zum Teil vorlagen)' 
erteilte ich am 5 0 10j970 dem Österreichischen Institut fi~ 
Vlirtschaftsforschung den Auftrag, eine Prognose der wirt­
schaftlichen Entwicklung für die Dauer der derzeitigen' 

'Legislaturperiode (1970 bis 1974) zu erstellen. Das 
Institut für Wirtschaftsforschung hat diese rrVorschau auf 

. die wirtschaftliche Entwicklung Österreichs bis "1974 
(mittelfristige Prognose)" bereits vorgelegt und ich er­
suchte auch den Beirat für Wirtschafts- und Sozial fragen 
um eine Stellungnahme hiezu, welche nun ebenfalls vorliegt. 
Die Vorschau prognostiziert nicht nur die mittelfristigen 

Entwicklungsaussichten der usterreichischen Wirtschaft, 

sondern auch die konjunkturbedingten Abweichungen, 
Strukturverschiebungen und Anderungen des PreisnivQi:;l.U$ ,. 
Es ist beabsichtigt, die Prognose periodisch zu überprüfen 

und fortzuführen. 

• 

I 

\ 

\ 
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In der Regierungserklärung wies ich auch auf die Bedeutung 

der Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern hino Diese Zu­

sammenarbei t 'wunle :Ln verschiedenen Gremien erfolgreich 

durchgeführt.und war mit einer der Gründe für die befriedi­

gende Wirtschaftsentwicklu.i''lg in Österreich im letzten 

Jallr. Es sei hier nur auf die verschiedenen Maßnahmen 

hingewiesen, durch welche es ge 1 Elng, den Prei:::w.l..l.ftrieb zu 

dämpfen und auf dHS günstige WirtschaftsklirJa, welche!::: ein 

außerordentlich starkes WirtECho.ftswachatmH ermög1ichte .. 

In der RegierungserkHirl,mg war u. a" aU.eh da:rauf hiI1.ge .. · 

wiesen worden, daß die Entvricl::lungshilfe nicht aussc.hließ-

lieh vom materiellen Aspekt her gesehen werden darf, sondern 

daß ~J·1.J.e;(Jl1d. 

die D::cinglichkeit der internationalen Entv:i~klune; vor Aug(~:n. 

vorzubereiten. 

1rn S:illl1e dit"! ßf~r ErklriI"ul1,g \\rÜ_~r'ö.e ß,Iil '1,,2 tt "'i 971 :)..111 }31..111{le ;'~'''''' 

e ine ~r EIl iJVJj~c l~l. -;.1Jl (,~ ~311i.l i'- C' -l!-;rlo 11~,:~ te t\ a-D f_2:~:·;1} Et..J~ i~ e :1:1. ~ • _____ ...... -...~,_ .... _~ ... , ...... _ ........ _'"'~_ .. _ .... w."" ... ,'_ ................ ~ .... "' •• '__"" I 

l'l:mgshiife tütigen Organii:;atiCix;.Gr:~ te:i.ln1::d:lJ:Jen, A.:·L~, :E:rgcbni.:::; 

dieser Ji;nqueto w-u:cde ein Arbei t:c)dm3~3(;hl...11;; kOlwt:i.t:Jj_'c::ct t 

dessen.Auf~abe an ~q~ \_' ....... ..,"') _"'_: I.', 

- eine BestanclaufnDhne aller kktivitiii:;e.n Huf dem Gebiet QO:'::' 

. Entwickl1mgshilfe und die Erm::i.ttlu.ng a11er bisher aufgt?,~ 

wendeten Kosten; 

und gegebenenfalls wie eine Auswei tltng der 'lli:1j:;iCk.eit ä.er 

einze1nen Orga.nisationen r.;edacht wird unö. wie diesef'; 

Programm ver\Virklichtbzw~ firw.D.ziert werden könnte; 

die' Ausarbei ttmg von Vorschlägen für eine 

der Öffentlichkeitscl.rbei tauf der,1 Gebiete 

lungBhilfeo 

Die ersten l~]:'gebnisse der ]\1.'[)e:i ten (b_c f3(~ ~3 ),r'bei t,s!:1.1.1 r3f,(: hUß~' 

ses, der von einer Hf.:;ihe von A:rbei tsgrup}len zu:1:' l'3ehü_i'1dJ.u.:~:C; 

von Spezialfragen ~lterstatzt wird, SiIUl in Kürze zu er-

warten. 

In der Hegierungserkl.ärung legte ich dar, daß es eine vor-" 

dringliche Aufgabe der RegierUIlf'S ist, das ·v'ertrauenünd. "leI'--, 

~~-::lld"" -is ('ie"" TUrJ'öJ"'c··1 Z") "i:J VC:::" ,l...t.~.t,.,. -.1. tJ t:,'l\"~...l. t. ..J C. ge Vl:L1Tllerl, d " " .c-..... der m.oclerne deme·· .. 
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l:ratische staat dringend einer politisch wachen und 

politisch mobilen Jugend bedarf, der gegenüber man sich 

nicht nur vor einer Wahl als modern und fort~chrittlich 

gebi~.rdet, sondern der man auch nachher verpflichtet bleibt 11 0 

Dementsprechend hat die Bundesregierung das Gespräch 

mit der Jugend auf breiter Basis gesucht. Die Mitglieds­

organisationen des :Bundesjugendrinfse,s und auch nicht 

im Bundesjugendr:Lng vertretene Organj.satlonen, Studenten­

organisationen sowie einzelne prominente Vertreter der 

Jugend wurden am 27p Mai 1970 zu einer 1. Aussprache einge­

laden~ bei deI' sie!:' .. lAitglieder d.a:!: l~undesregierung einen 

ganzen C'L
1ag hi,:J.dl..1I'C:t< cle2:.' Dü:;kus::ücm gestellt; flaben. Eine 

2 .. AUGsprache f.::.m<1 aGi i,~. Juli /1970 unter dem Vorsitz von 

ve:c"t:eid:i,gung h8.t)c ich aQ 12. Dezeml)el~ '1970 Probleme der 

1971 zur Disku~sionM 

Ziel oie~3e}:' Ve:::"~H:2!';t;3.1t1)ngcn \'.raJ:' es) im Sinne der 

RegieI'ungscr-klär1111g tiden Vertr-etern der jungen Generation 

unseres Volkes ein bohes ::iaß an )l,ilitspracherecht einzu-

ri.:hlmen tl • 
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